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a) Satzungen,  verordnungen  und 
 Bekanntmachungen 
 der  region  hannover  und  der  
 landeShauptStadt  hannover

 region hannover
 
 – – – 

 
 landeshauptstadt hannover

 – – – 

B) Satzungen  und  Bekanntmachungen 
der  StÄdte  und  gemeinden

1. Stadt garBSen

 Satzung über die 2. Änderung der Satzung über die 
Benutzung des Stadtparks, des Bürgerparks sowie 
des parks am Berenbosteler See (grünanlagensat-
zung)der Stadt garbsen vom 10. mai 2010

Aufgrund der §§ 10, 13 und 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der zurzeit 
gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Garbsen in seiner 
Sitzung am 21. Mai 2012 folgende Satzung beschlossen:

artikel 1
§ 2 der Satzung über die Benutzung des Stadtparks, des 
Bürgerparks sowie des Parks am Berenbosteler See erhält 
folgende Fassung:
Die Grünanlagen sind eine öffentliche Einrichtung der 
Stadt Garbsen. Ihr Zweck ist die Verbesserung des Stadt-
klimas und die Sicherung der Naherholung.

artikel 2
§ 4 Satz 5 der Satzung über die Benutzung des Stadtparks, 
des Bürgerparks sowie des Parks am Berenbosteler See er-
hält folgende Fassung:
Die Nummer 4 gilt nicht für den im Plan als „Grillzone“ 
gekennzeichneten Bereich des Parks am Berenbosteler See.

artikel 3
§ 12 der Satzung über die Benutzung des Stadtparks, des 
Bürgerparks sowie des Parks am Berenbosteler See wird 
gestrichen.

artikel 4
Der im Anhang der Grünlagensatzung enthaltene Über-
sichtsplan des Parks am Berenbosteler See wird durch die 
Anlage 2 ersetzt.

artikel 5
Die Satzung tritt am 30. Juli 2013 außer Kraft.

artikel 6
Die Satzung über die 2. Änderung der der Satzung über 
die Benutzung des Stadtparks, des Bürgerparks sowie des 
Parks am Berenbosteler See tritt am Tage nach ihrer öf-
fentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Garbsen, den 1.6.2012

STADT GARBSEN
Alexander Heuer

Bürgermeister
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 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Neu-
stadt a. Rbge. unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden 
sind.

II. Entschädigungsberechtigte können gemäß § 44 Abs. 
3 Satz 1 BauGB Entschädigung verlangen, wenn die 
in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Der Entschädigungsbe-
rechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs gemäß § 
44 Abs. 3 Satz 2 BauGB dadurch herbeiführen, dass 
er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der 
Stadt Neustadt a. Rbge. beantragt.

Ein Entschädigungsanspruch erlischt gemäß § 44 Abs. 4 
BauGB, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Absatz 3 Satz 
1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

Neustadt a. Rbge., den 08.06.2012

STADT NEUSTADT A. RBGE.
DER BÜRGERMEISTER

im Auftrag
Dr. Weusthoff

 1. Änderungssatzung zur hauptsatzung der Stadt 
neustadt am rübenberge vom 10.11.2011

Aufgrund der §§ 12 und 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 
Stadt Neustadt a. Rbge. in seiner Sitzung am 07.06.2012 
folgende Änderungssatzung zur Hauptsatzung vom 
10.11.2011 beschlossen:

artikel 1
§ 4 wird wie folgt geändert:

mitglieder des verwaltungsausschusses
Dem Verwaltungsausschuss gehören neben dem Bürger-
meister, die Beigeordneten, die Mitglieder gem. § 74 Abs. 1 
Nr. 3 NKomVG und die Erste Stadträtin / der Erste Stadt-
rat als Beamtin / Beamter auf Zeit an. 

artikel 2
nach § 4 wird § 4a eingefügt:

Beamtinnen und Beamte auf zeit
Außer dem Bürgermeister wird dessen Allgemeine Vertre-
terin / Allgemeiner Vertreter als Erste Stadträtin / Erster 
Stadtrat in das Beamtenverhältnis auf Zeit berufen. 

artikel 3
§ 10 abs. 1 wird wie folgt geändert:
Rechtsvorschriften (Verordnungen und Satzungen) und 
die Erteilung von Genehmigungen zum Flächennutzungs-
plan und dessen Änderungen sowie sonstige Bekanntma-
chungen nach dem BauGB und solche, auf die sich die 
Verfahrensvorschriften der Bauleitplanung beziehen, wer-
den in der „Hannoverschen Allgemeinen Zeitung – Leine 
Zeitung“ verkündet.
§ 10 abs. 2 wird wie folgt geändert:
Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile der Be-
kanntmachungen nach Absatz 1, so kann die Verkündung 
dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie in einem 
Dienstgebäude der Stadt Neustadt a. Rbge. zu jedermanns 
Einsicht während der Dienststunden ausgelegt werden 
(Ersatzverkündung). Die Ersatzverkündung ist nur zuläs-
sig, wenn der Inhalt dieser Teile zugleich in der Rechts-
vorschrift, dem Flächennutzungsplan oder der sonstigen 

2. Stadt neuStadt am rüBenBerge

 Bebauungsplan nr. 368 „Fotovoltaikanlage Bahnhof 
eilvese“, Stadt neustadt a. rbge., Stadtteil eilvese

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Neustadt a. Rbge. hat 
in seiner Sitzung am 23.01.2012 den Grundsatzbeschluss 
zur Planaufstellung gefasst.
Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. hat in seiner Sitzung 
am 07.06.2012 den o. g. Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 
des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit den §§ 
10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-
gesetzes (NKomVG) als Satzung beschlossen.
Die Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB und die Zusam-
menfassende Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB haben 
an dieser Beschlussfassung teilgenommen.
Der Beschluss des Bebauungsplanes wird hiermit gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 11 Abs. 1 NKomVG bekannt 
gemacht. Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntma-
chung in Kraft. Der Bebauungsplan wurde gemäß § 8 Abs. 
2 Satz 1 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.

geltungsbereich
Der Geltungsbereich ist vorstehender Planskizze zu ent-
nehmen.

Der Bebauungsplan Nr. 368 „Fotovoltaikanlage Bahnhof 
Eilvese“, Stadt Neustadt a. Rbge., Stadtteil Eilvese, mit Be-
gründung wird bei der Stadt Neustadt a. Rbge. – Team 
Stadtplanung –, Theresenstraße 4, 31535 Neustadt a. 
Rbge., während der Öffnungszeiten: Montag und Diens-
tag 08.00 – 16.00 Uhr, Donnerstag 08.00 – 18.00 Uhr, 
Mittwoch und Freitag 08.00 – 12.00 Uhr, zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlan-
gen Auskunft gegeben.

Hinweise:
I. Nach § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB werden unbeachtlich
 1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften,

 2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes, und

 3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs, 
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Bekanntmachungen nach dem BauGB und solchen, auf 
die sich die Verfahrensvorschriften der Bauleitplanung be-
ziehen, in groben Zügen umschrieben wird. Sie wird vom 
der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister angeordnet 
und unter Angabe des Ortes und der Dauer der Auslegung 
zusammen mit der Bekanntmachung nach Absatz 1 ver-
öffentlicht.
Die Dauer der Auslegung beträgt 2 Wochen, soweit nichts 
anderes vorgeschrieben ist.

artikel 4
der bisherige abs. 4 des § 10 wird ersatzlos gestrichen.

artikel 5
Die Artikel 1 und 2 dieser Änderungssatzung treten am 
01.07.2012 in Kraft.
Die Artikel 3 und 4 dieser Änderungssatzung treten am 
Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

Neustadt a. Rbge., 07.06.2012

STADT NEUSTADT AM RÜBENBERGE
gez. Uwe Sternbeck

Bürgermeister

3. Stadt Sehnde

 Bebauungsplans nr. 317 „erweitertes gewerbe-
gebiet“, 8. Änderung, im ortsteil Sehnde der Stadt 
Sehnde

Der Rat der Stadt Sehnde hat in seiner Sitzung am 
10.05.2012 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die 
8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 317 „Erweitertes Ge-
werbegebiet“ als Satzung und die dazugehörige Begrün-
dung nach § 9 Abs. 8 BauGB als solche beschlossen.
Der räumliche Geltungsbereich der 8. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. 317 „Erweitertes Gewerbegebiet“ liegt 
am westlichen Rand des Gewerbegebietes von Sehnde. Die 
Lage wird im nachfolgenden Kartenauszug verdeutlicht:

Geltungsbereich der 8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 
317 „Erweitertes Gewerbegebiet“:

Quelle: Landesbehörde für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen, Katasteramt Hannover
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Die 8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 317 „Erweiter-
tes Gewerbegebiet“ und die Begründung dazu liegen vom 
Tage der Bekanntmachung an im 2. Obergeschoss des Rat-
hauses der Stadt Sehnde, Raum Nr. 205, Nordstraße 21, 
31319 Sehnde, aus und können während der Dienststun-
den eingesehen werden. Jedermann kann über den Inhalt 
des Bebauungsplans Auskunft verlangen.
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 BauGB beacht-

liche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
oder Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Stadt Sehnde unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch einen 
Bebauungsplan eingetretenen Vermögensnachteile sowie 
über die Fälligkeit und das Erlöschen solcher Entschädi-
gungsansprüche wird hingewiesen.
Die 8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 317 „Erweitertes 
Gewerbegebiet“ tritt mit dieser Bekanntmachung gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.

Sehnde, 08.06.2012

STADT SEHNDE
Der Bürgermeister

Lehrke

4. gemeinde uetze

Aufgrund der §§ 10, 44, 54, 55, 71, 91 und 95 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
in der derzeit gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde 
Uetze in seiner Sitzung am 31.05.2012 folgende 2. Ände-
rung der Satzung beschlossen:

 Satzung über die entschädigung der rats-, ortsrats 
und ausschussmitglieder in der gemeinde uetze

§ 1
allgemeines

1. Die Tätigkeit als Ratsfrau oder Ratsherr und sons-
tige ehrenamtliche Tätigkeit für die Gemeinde wird 
grundsätzlich unentgeltlich geleistet. Anspruch auf 
Erstattung von Verdienstausfall und Auslagen besteht 
im Rahmen der Höchstbeträge nach dieser Satzung. 
Aufwandsentschädigungen für Ratsfrauen und Rats-
herren werden nur im Rahmen dieser Satzung ge-
zahlt.

2. Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird je-
weils für einen vollen Monat im Voraus gezahlt, auch 
dann, wenn die Empfängerin / der Empfänger das 
Amt nur für einen Teil des Monats inne hat. Führt die 
Empfängerin / der Empfänger einer Aufwandsent-
schädigung seine Dienstgeschäfte ununterbrochen, 
den Erholungsurlaub nicht eingerechnet, länger als 
drei Monate nicht, so ermäßigt sich die Aufwandsent-
schädigung für die über drei Monate hinausgehende 
Zeit auf 25 %. Vom gleichen Zeitpunkt an erhält die/

der die Geschäfte führende Vertreterin/Vertreter 75 
% der Aufwandsentschädigung der/des Vertretenen. 
Ruht das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädi-
gung gezahlt.

§ 2
aufwandsentschädigung (Sitzungsgeld) für 

ratsfrauen und ratsherren

1. Die Ratsfrauen und Ratsherren erhalten eine monat-
liche Aufwandsentschädigung von 82,50 € und eine 
zusätzliche Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld 
für die Teilnahme an Rats- und Ausschusssitzungen 
und für die Fraktionssitzungen von 18,00 € je Sit-
zung. 

 Ratsmitglieder, die das Ratsinformationssystem nut-
zen und auf den Ratspostversand per Post verzichten, 
erhalten eine zusätzliche monatliche pauschale Kos-
tenerstattung in Höhe von 25,00 €.

 Dauert eine Sitzung länger als sechs Stunden, so kann 
auf besonderen Ratsbeschluss höchstens ein weiteres 
Sitzungsgeld gewährt werden. Bei mehreren Sitzun-
gen, gleich welcher Art, die an einem Tag stattfinden, 
dürfen nicht mehr als 2 Sitzungsgelder gezahlt wer-
den. Eine Sitzung, die über 24.00 Uhr hinausgeht, 
zählt als Sitzung des Tages, an dem sie begonnen wur-
de.

2. Ratsfrauen und Ratsherren, denen während der 
Wahrnehmung ihres Mandates Aufwendungen für 
die Betreuung von Kindern entstehen, die das 14. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, wird ein zu-
sätzliches Entschädigungsgeld in Höhe von 7,50 € pro 
Stunde gewährt. Über die Inanspruchnahme einer 
Betreuungsperson ist auf Anforderung ein Nachweis 
zu erbringen.

§ 3
zusätzliche aufwandsentschädigung

1. Neben den Beträgen aus § 2 dieser Satzung werden 
monatlich folgende zusätzliche Aufwandsentschädi-
gungen an die ehrenamtlichen Vertreter des Bürger-
meisters gemäß § 81 Abs. 2 NKomVG sowie an die 
Fraktionsvorsitzenden gezahlt: 

 a) an die Stellvertreter des Bürgermeisters jeweils
            230,00 €
 b) an Fraktionsvorsitzende          230,00 €

§ 4
verdienstausfall

1. Die Ratsfrauen und Ratsherren haben neben ihrer 
Aufwandsentschädigung Anspruch auf Erstattung 
des durch die Teilnahme an Sitzungen im Rahmen 
der regelmäßigen Arbeitszeit entstandenen Ver-
dienstausfalls.

2. Ein Entschädigungsanspruch besteht bei unselbstän-
dig Tätigen für den entstandenen und nachgewiese-
nen Verdienstausfall. Selbständig Tätigen kann eine 
Verdienstausfallpauschale je Stunde gewährt werden, 
die im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft ge-
machten Einkommens festgesetzt wird.

3. Ratsfrauen und Ratsherren, die ausschließlich einen 
Haushalt führen und keinen Verdienstausfall geltend 
machen, wird auf Antrag ein Pauschalstundensatz 
in Höhe des durchschnittlich gezahlten Ersatzes des 
Verdienstausfalls gezahlt.

4. Ratsfrauen und Ratsherren, die keine Ersatzansprü-
che nach den Absätzen 2 und 3 geltend machen kön-
nen, denen aber im beruflichen Bereich ein Nachteil 
entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen 
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versäumter Tätigkeit oder die Inanspruchnahme ei-
ner Hilfskraft ausgeglichen werden kann, können auf 
Antrag einen Pauschalstundensatz je angefangene 
Stunde erhalten.

 Der Pauschalstundensatz wird auf 7,50 € festgesetzt.
5. Entsteht Ratsfrauen und Ratsherren für die Teilnah-

me an Fortbildungsveranstaltungen gemäß § 54 Abs. 
2 Satz 4 NKomVG ein Verdienstausfall, so wird dieser 
bis zu einer Höhe von 20,00 € je Stunde erstattet. Kein 
Erstattungsanspruch besteht für Einkommenseinbu-
ßen selbständiger Personen, ausschließliche Haus-
haltsführung oder Erschwernisausgleich.

 Die Gemeinde erstattet den Ratsfrauen und Ratsher-
ren die durch die Teilnahme an Fortbildungsveran-
staltungen während des Urlaubs entstandenen not-
wendigen Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 
nach § 2 Absatz 2.

6. Die Entschädigung für Verdienstausfall wird auf 
höchstens 20,00 € je Stunde und auf 160,00 € je Tag 
begrenzt.

7. Für Tätigkeiten in Ausübung des Mandats vor 8.00 
Uhr und nach 18.00 Uhr besteht kein Anspruch auf 
Verdienstausfall. Von dieser Regelung bleiben ins-
besondere Ansprüche von im Schichtdienst tätigen 
Anspruchsberechtigten unberührt. In Zweifelsfällen 
entscheidet der Rat.

§ 5
Fahrt- und reisekosten

1. Ratsfrauen und Ratsherren wird für Fahrten inner-
halb des Gemeindegebietes in Ausübung Ihres Man-
dates bei Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge 
eine Wegstreckenentschädigung von 0,30 € je km ge-
zahlt.

2. Für von der Gemeinde angeordnete Dienstreisen au-
ßerhalb des Gemeindegebietes erhalten Ratsfrauen 
und Ratsherren Reisekostenvergütung nach den der 
Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister für Dienst-
reisen zustehenden Sätzen.

§ 6
ausschussmitglieder, die nicht dem rat angehören

1. Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, 
erhalten eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 
18,00 € je Sitzung, die als Sitzungsgeld gezahlt wird. 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 bis 4 und Abs. 2 dieser Satzung gilt 
entsprechend.

2. § 4 dieser Satzung gilt für die Erstattung von Ver-
dienstausfall entsprechend.

3. § 5 dieser Satzung gilt für die Erstattung von Fahrt- 
und Reisekosten entsprechend.

§ 7
ortsräte

1. Ortsbürgermeisterinnen und Ortsbürgermeister er-
halten folgende monatliche Aufwandsentschädigung, 
abhängig von der Größe ihrer Ortschaft:

 35,00 € Hänigsen, Uetze
 25,00 € Dollbergen, Eltze
 15,00 € Altmerdingsen, Dedenhausen, Katensen,
 Obershagen, Schwüblingsen
 Mitglieder der Ortsräte erhalten für die Teilnahme an 

Ortsratssitzungen sowie für Fraktionssitzungen ein 
Sitzungsgeld von 18,00 € je Sitzung. § 2 Abs. 1 Satz 2 
bis 4 gilt entsprechend.

 Ortsratsmitglieder, die das Ratsinformationssystem 
nutzen und auf den Ratspostversand per Post ver-
zichten, erhalten eine zusätzliche monatliche pau-
schale Kostenerstattung in Höhe von 5,00 €.

2. Die Ortsbürgermeisterinnen und Ortsbürgermeis-
ter, die Hilfsfunktionen nach § 95 Abs. 1 NKomVG 
wahrnehmen, erhalten zusätzlich zum Sitzungsgeld 
eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe 
von 25,00 € (Grundbetrag). Der Grundbetrag erhöht 
sich um einen Steigerungsbetrag, der für je angefan-
gene 1.000 Einwohner der jeweiligen Ortschaft 25,00 
€ beträgt. Maßgebend für die Berechnung des Steige-
rungsbetrages ist die für den 30. Juni des Vorjahres 
festgestellte Einwohnerzahl der jeweiligen Ortschaft.

3. § 2 Absatz 2 dieser Satzung gilt entsprechend.

§ 8
ortsbeauftragte

Soweit die Ortsbürgermeisterinnen und Ortsbürgermeis-
ter für die Gemeindeverwaltung Hilfsfunktionen wahr-
nehmen (Ortsbeauftragte), wird eine zusätzliche Auf-
wandsentschädigung gewährt.
Ortsbeauftragte erhalten für die Wahrnehmung der in § 
11 Abs. 1 Ziffer 1, 2 und 3 der Hauptsatzung aufgeführten 
Hilfsfunktionen folgende monatliche Aufwandsentschä-
digungen in Euro:

Ortschaften bis EW Gruppe 1 Gruppe 2 Gruppe 3
  § 11 Abs. 1 § 11 Abs. 1 § 11 Abs. 1
  Ziffer 1 Ziffer 2 Ziffer 3
  € € €

 1.000   7,50   2,50   5,00
 2.000   9,00   2,50   6,00
 3.000 10,50   2,50   7,00
 4.000 12,00   2,50   8,00
 5.000 13,50   5,00   9,00
 6.000 15,00   5,00 10,00
          >6.000 16,50   5,00 11,00

§ 9
nichtübertragbarkeit des anspruchs

Die Ansprüche aus dieser Satzung sind nicht übertragbar.

§ 10
inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.08.2012 in Kraft.

Uetze, den 11.06.2012

GEMEINDE UETZE
Werner Backeberg

Bürgermeister 

c) SonStige  Bekanntmachungen

 – – –
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